Stadtverordnetenversammlung

Ausschuss fur Soziales, Gesundheit und Sport

An die

Mitglieder

des Ausschusses flir Soziales, Gesundheit und Sport
der Stadtverordnetenversammiung

Kassel

Sehr geehrte Damen und Herren,

STADT[ Y KASSEL
~

documenta-Stadt

Geschéftsstelle:
Buro der Stadtverordnetenversammlung

Rathaus, 34112 Kassel

Auskunft erteilt: Frau Turski

Tel. 05 61/7 87.12 26

Fax 05 61/7 87.21 82

E-Mail: andrea.turski@stadt-kassel.de

Kassel, 11. September 2012

zur 4. offentlichen Sitzung des Ausschusses fir Soziales, Gesundheit und Sport lade ich ein fur

Dienstag, 18. September 2012, 17:00 Uhr,
Kommissionszimmer |, Rathaus, Kassel.

Tagesordnung:

1. Projekt 50 Plus

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 25.06.2012

Bericht des Magistrats
101.17.439

2. Auswertung Modellprojekt "Birgerarbeit"
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert

- 101.17.537 -

3. MaRnahmen gegen Ubergewicht
Anfrage der Fraktion B90/Griine

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Christine Hesse

-101.17.547 -

4, Stromkosten im Regelsatz
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert

-101.17.554 -

5. Beirat des Jobcenters starken
Antrag der Fraktion Kasseler Linke

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert

- 101.17.556 -

6. Situation somalischer Flichtlingsfamilien in Kassel

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert

- 101.17.570 -



7. Leistungen fur Asylbewerber
Anfrage der Fraktion B90/Griine
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Anja Lipschik
-101.17.579 -

8. Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grune
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Monika Sprafke
-101.17.601 -

Mit freundlichen GrifRen

Esther Kalveram
Vorsitzende

Einladung zur 4. Sitzung des Ausschusses fur Soziales, Gesundheit und Sport vom 18. September 2012 Seite 2
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Ausschuss fur Soziales, Gesundheit und Sport
documenta-Stadt

Kassel, 28. September 2012

Niederschrift
Uber die 4. 6ffentliche Sitzung
des Ausschusses flr Soziales, Gesundheit und Sport
am Dienstag, 18. September 2012, 17:00 Uhr,
im Kommissionszimmer |, Rathaus, Kassel

Anwesende;:

Mitglieder

Esther Kalveram, Vorsitzende, SPD

Anja Lipschik, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Griine

Donald Strube, 2. stellvertretender Vorsitzender, parteilos

Judith Boczkowski, Mitglied, SPD

Barbara Bogdon, Mitglied, SPD

Dr. Gunther Schnell, Mitglied, SPD

Monika Sprafke, Mitglied, SPD

Christine Hesse, Mitglied, B90/Grline

Thomas Koch, Mitglied, B90/Grline

Karl Schéberl, Mitglied, B90/Griine (Vertretung fur Dr. Andreas Jurgens)
Norbert Hornemann, Mitglied, CDU

Jutta Schwalm, Mitglied, CDU

Brigitte Thiel, Mitglied, CDU (Vertretung fir Bodo Schild)
Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke

Jorg-Peter Bayer, Mitglied, Piraten

Teilnehmer mit beratender Stimme
Altan Tanyeri, Vertreter des Auslanderbeirates

Magistrat
Hajo Schuy, Stadtrat, SPD

Schriftfihrung
Andrea Turski, Buro der Stadtverordnetenversammlung

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen

Detlev Ruchhdft, Sozialamt

Carsten Hohre, Gesamtprojektleiter Perspektive 50+ Beschaftigungspakt Nordhessen
Dr. Gabriele Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel



Tagesordnung:

1. Projekt 50 Plus 101.17.439
Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 25.06.2012
Bericht des Magistrats

2. Auswertung Modellprojekt "Blrgerarbeit” 101.17.537
3. MaRnahmen gegen Ubergewicht 101.17.547
4. Stromkosten im Regelsatz 101.17.554
5. Beirat des Jobcenters starken 101.17.556
6. Situation somalischer Flichtlingsfamilien in Kassel 101.17.570
7. Leistungen fur Asylbewerber 101.17.579
8. Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren 101.17.601

Vorsitzende Kalveram er6ffnet die mit der Einladung vom 11.09.2012 ordnungsgemaR einberufene
4. ¢ffentliche Sitzung des Ausschusses flr Soziales, Gesundheit und Sport, begrif3t die
Anwesenden und stellt die Beschlussfahigkeit fest.

Zur Tagesordnung

Auf Antrag von Stadtverordneter Monika Sprafke, SPD-Fraktion, wird Tagesordnungspunkt 5
Beirat des Jobcenters starken
Antrag der Fraktion Kasseler Linke
101.17.556

wegen Beratungsbedarfs ihrer Fraktion von der heutigen Tagesordnung abgesetzt.

Auf Antrag von Stadtverordnetem Selbert, Fraktion Kasseler Linke, wird Tagesordnungspunkt 7
Situation somalischer Fluchtlingsfamilien in Kassel
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke
101.17.570

von der heutigen Tagesordnung abgesetzt.

Die so geénderte Tagesordnung wird von Vorsitzender Kalveram festgestellt.

1. Projekt 50 Plus
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 25.06.2012
Bericht des Magistrats
101.17.439

Beschluss
Der Magistrat wird beauftragt, das Projekt 50 plus - Beschaftigungspakt Nordhessen des
Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales in einer der nachsten Sitzungen des
Ausschusses fur Soziales, Gesundheit und Sport vorzustellen.

Herr Hohre, Gesamtprojektleiter Perspektive 50+ Beschéaftigungspakt Nordhessen, gibt den

Bericht in Form einer PDF-Prasentation ab. Im Anschluss beantwortet er gemeinsam mit
Herrn Ruchhoft, Leiter des Sozialamtes, noch offene Fragen der Ausschussmitglieder.

Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen.

Niederschrift zur 4. 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales, Gesundheit und Sport vom
18. September 2012 Seite 2



Auswertung Modellprojekt "Burgerarbeit”
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke
-101.17.537 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1
2.
3

© ~

10.
11.
12.
13.

14.
15.

. Sind zurzeit alle vorgesehenen 100 Birgerlnnenarbeitsplatze vergeben?

Wie viele Burgerarbeiterinnen sind mit 30 Stunden, wie viele mit 20 Stunden beschaftigt?

. Wie viele dieser Stellen sind jeweils bei stadtischen Tragern, wie viele bei Freien Tragern

angesiedelt?

Welchen Zeitraum umfassen die einzelnen Beschéaftigungsverhaltnisse im Durchschnitt?
Erfolgt die Entlohnung der Burgerarbeiterinnen wie geplant nach TVOD 3?
(Beantwortung bitte fur Stadtische Betriebe und aul3erstadtische Betriebe.)

. Wie viele Bedarfsgemeinschaften haben erganzend zur ,Birgerarbeit” Transferleistungen

bezogen?

In welcher durchschnittlichen Hohe sind diese ergdnzenden Leistungen beziffert?

In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen stadtischen Mittel fur die
.Burgerarbeit* ausgeschopft worden?

In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen Mittel des Bundes fiir die
.Burgerarbeit“ ausgeschdpft worden?

In welcher Hohe wurden stadtische Mehrkosten im Gegenzug durch Minderausgaben durch
Fallsenkung bei den Leistungen fur Unterkunft und Heizung eingespart?

Wie viele Langzeitarbeitslose sind bisher durch ,Blrgerarbeit” in den

1. Arbeitsmarkt ,integriert worden.

Gab es Sanktionen gegen fur die ,Blrgerarbeit” aktivierten Arbeitslosen, die nicht in diesem
Bereich tatig wurden?

Gibt es ,Burgerarbeitsplatze®, aus denen regulare Arbeitsplatze entstehen werden?

Gibt es regulére Arbeitsplatze, die in ,Blrgerarbeitsplatze* umgewandelt wurden?

Gibt es eine Planung im Bezug auf die Fortfiihrung des Projektes ,Blrgerarbeit” oder
anderer kommunaler Beschaftigungsprogramme Uber das Jahr 2014 hinaus?

Die schriftliche Antwort wurde den Ausschussmitgliedern mit der Einladung Gibersandt. Nachfragen
werden von Herrn Ruchhoft, Leiter des Sozialamtes, beantwortet.

Nach Beantwortung durch Herrn Ruchhdoft, Leiter des Sozialamtes, erklart Vorsitzende
Kalveram die Anfrage fir erledigt.

3. MaRnahmen gegen Ubergewicht
Anfrage der Fraktion B90O/Grine
-101.17.547 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie hoch ist der Anteil der Gibergewichtigen und adipdsen Erwachsenen in Kassel aktuell

(getrennt nach Mannern und Frauen)?

Niederschrift zur 4. 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales, Gesundheit und Sport vom
18. September 2012 Seite 3



2. Wie hoch ist der Anteil der Ubergewichtigen und adipdsen Kindern und Jugendlichen in
Kassel aktuell (getrennt nach Jungen und Madchen)?

3. Wie haben sich die Zahlen fur Kinder, Jugendliche und Erwachsene im Bereich
Ubergewicht bzw. Adipositas in den letzten 6 Jahren entwickelt (getrennt nach Méannern
und Frauen)?

4. Wie viele Erwachsene sind nach Kenntnis der Stadt an erndhrungsbedingten Krankheiten
erkrankt und an welchen?

5. Wie viele Kinder und Jugendliche sind nach Kenntnis der Stadt an erndhrungsbedingten
Krankheiten erkrankt und an welchen?
- Mit welchen Folgen fur die Entwicklung, korperliche und geistige Gesundheit im
Erwachsenenalter, Leistungsfahigkeit und Lebenserwartung?

6. Welche Kosten entstehen im Gesundheitssystem fir die Behandlung erndhrungsbedingter
Krankheiten?
- Wie ist die Kostenentwicklung seit dem Jahr 2006?

7. Welchen Zusammenhang sieht das Gesundheitsamt zwischen Fehlernahrung und sozialem
Status?
- Welche MalRnahmen ergreift die Stadt Kassel um armutsbedingter Fehlernahrung
vorzubeugen?

Die schriftliche Antwort wurde den Ausschussmitgliedern mit der Einladung tbersandt. Nachfragen
werden von Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel, beantwortet.

Nach Beantwortung durch Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel, erklart
Vorsitzende Kalveramt die Anfrage fur erledigt.

4, Stromkosten im Regelsatz
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke
-101.17.554 -

Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Wie viele Menschen sind nach Kenntnis des Jobcenters und des Sozialamtes nicht in
der Lage, ihre Stromkosten aus dem Regelsatz zu bezahlen?

2. Von wie vielen Bedarfsgemeinschaften haben Jobcenter und Sozialamt Kenntnis,
denen der Strom aufgrund nicht gezahlter Rechnungen abgestellt wurde?

3. Welche Malinahmen zur Unterstiitzung dieser Bedarfsgemeinschaften werden bei
Jobcenter und Sozialamt unternommen?

4. Gibt es Informationen zu geplanten Anpassungen des Regelsatzes aufgrund
gestiegener Energiekosten?

Herr Ruchhoft, Leiter des Sozialamtes, beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche
Beantwortung zur Niederschrift zu.

Vorsitzende Kalveram erklart die Anfrage fur erledigt.

Niederschrift zur 4. 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales, Gesundheit und Sport vom
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5. Beirat des Jobcenters starken
Antrag der Fraktion Kasseler Linke

-101.17.556 -
Abgesetzt.
6. Situation somalischer Fluchtlingsfamilien in Kassel
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke
-101.17.570 -
Abgesetzt.
7. Leistungen fir Asylbewerber
Anfrage der Fraktion B90/Grune
-101.17.579 -
Anfrage

Wir fragen den Magistrat:

1. Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bundesverfassungsgerichts nach einem
menschenwirdigen Leben flur Kassel?

2. Wie bewertet der Magistrat die Situation der Flichtlinge in Kassel?

3. Wie hat der Magistrat die Flichtlinge tber das Urteil informiert?

4. Wie werden in Kassel die 336€ an die Fllchtlinge ausgezahlt?
Herr Ruchhoft, Leiter des Sozialamtes, beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche
Beantwortung zur Niederschrift zu.

Nach Beantwortung durch Herrn Ruchhdft, Leiter des Sozialamtes, erklart Vorsitzende
Kalveram die Anfrage fir erledigt.

8. Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Griine
-101.17.601 -

Gemeinsamer Antrag
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:
Der Magistrat wird beauftragt, die neue Konzeption zur Seniorenarbeit im Stadtteil

Niederzwehren in einer der ndchsten Sitzungen des Ausschusses fiir Soziales,
Gesundheit und Sport vorzustellen.

Niederschrift zur 4. 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales, Gesundheit und Sport vom
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Der Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei
Zustimmung: einstimmig

Ablehnung: --

Enthaltung: --

den
Beschluss

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen:

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grline betr. Altenarbeit
im Stadtteilzentrum Niederzwehren, 101.17.601, wird zugestimmt.

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Monika Sprafke

Ende der Sitzung:  18:20 Uhr

Esther Kalveram Andrea Turski
Vorsitzende Schriftfiihrerin

Niederschrift zur 4. 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales, Gesundheit und Sport vom
18. September 2012

Seite 6



4 Perspektive Pe rS pe ktive @

lus .
-’ sgel:s)dlafﬂgungspakte Beschifigungspakt
in den Regionen In Nordhessan

Perspektive 50plus

Arbeilt fur altere langzeiterwerbslose
Menschen in Kassel




4 Perspektive Pe rS pe ktive @

= plus .
50 Beschifigungspakt
Beschaftigungspakte
in den Regionen In Nordhessan

Kunstprojekt 50plus

- Sieben (professionelle) nordhessische Kinstler/inne n setzen 2007 das
Kunstprojekt 50plus um.

- Intensive mehrmonatige Auseinandersetzung mit der L ebenswirklichkeit
von LZA 50plus

- Biografiearbeit

- Umfangreiche Interviews

- Teilnehmende Beobachtung

- Teilnahme an Gruppengesprachen

... mit folgendem Ergebnis:
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4 Perspektive Pe rS pe ktive @

= 5(plus .
Beschiftigungspakte Beschiéfdgungspakt

in den Regionen In Nordhessan

... die Arbeitslosen von Marienthal.
- Bahnbrechende Studie (1933) von Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel

- Arbeitersiedlung in der Nahe Wiens nach Schlie3ung einer Fabrik als
regionalem Hauptarbeitgeber

- Umfassende Untersuchung fast aller Aspekte der Lebenswirklichkeit
von Langzeiterwerbslosen: Wie gehen Menschen mit Erwerbslosigkeit
um?

- Ungebrochen 16% - resigniert 48% - verzweifelt 11% -apathisch 25%

- primares Ergebnis: Langzeiterwerbslosigkeit flihrt zu einer
Neubewertung von Zeit

- Zeit wird zum Wartezustand (...auch in Wittenberge 2010...)
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= plus .
50 Beschifigungspakt
Beschaftigungspakte
in den Regionen In Nordhessan

Funf Merkmale des Wartens (nach R. Paris)

1. Zeit wird als zentral und tiberaus bewusst wahrgenommen.
2. Warten ist auf ein Ziel gerichtet (... auf etwas warten)

3.  Warten ist dominant und schrankt per se Aktivitaten ein — denn
das Ziel des Wartens liegt aul3erhalb der eigenen
Handlungsmaoglichkeiten.

4.  Warten isoliert und distanziert: Wo immer man wartet ISt man
uberzahlig.

5. Die Zeit erscheint als kontinuierlich abschmelzende Ressource.




Warten ist eine langsame Beschdftigung. Sehr langsam.

Langsamkeit ist die Schwester der Erinnerung.
Die stete Erinnerung an das Warten nagt an meiner Seele.
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= 5(plus .
¢ 7 Beschaftigungspakte Beschiéfdgungspakt

in den Regionen In Nordhessan

Was man anfangs so weil3 ...

- weiblich

- 54 Jahre alt

- gelernte Verkauferin

- 2 Zimmer-Wohnung

- kein Auto

- zurickhaltendes bis misstrauisches Wesen

- Gesundheitliche Probleme (Herz — aber kein Befund)
- klagt Gber standige Mattigkeit/Mudigkeit




4 Perspektive Pe rS pe ktive @

lus .
-' sgel:s)dlafﬂgungspakte :.B;::Idlﬂﬂl?plm

in den Regionen

1997 Eintritt der Erwerbslosigkeit

seit 1997 bislang 4 MalRnahmen

1999 vom Partner verlassen

1999 Austritt Karnevalsverein

2000 Austritt Kegelverein

seitdem: sukzessiver Wegfall des Freundes- und Bekann  tenkreises

aul3ert Scham: , Traue mich nicht auf die Stral3e ..."
, Gehe nur das Notwendigste einkaufen”
und: , kann auf keinen Fall nachmittags ... habe ab ein s keine Zeit
... gut ware eine halbe Stelle, aber vormittags ...“
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= 5(plus .
¢ 7 Beschaftigungspakte Beschiéfdgungspakt

in den Regionen In Nordhessan

Richterin Barbara Salesch

Tagl. von 15.00 -16.00 auf SAT1/sonntags als Video-Konserve

(Inhalt strukturiert, ordentlich, gesetzlich in Reinkultur mit klaren sozialen
Positionen und einer machtvollen Frau als Protagonistin)
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) plus s

Beschaftigungspakte Mhlﬂ‘ur@pﬂk‘t

in den Regionen In Nordhessan

- “Schrumpfung des psychologischen Lebensraums®: In der
Erwerbslosigkeit wird die AuRenwelt (als Summe aller sozialen
Wahrnehmungen und Handlungen) kleiner. LZA haben It. aller
relevanter Studien geringeres Interesse an Politik, lesen weniger
Blcher und sind wesentlich seltener Vereinsmitglieder.

- Freizeit* definiert sich als Gegenstlick zur ,Arbeitszeit”, fallt letztere
weg, fehlt ersterer die Legitimation. Verstarkt wird dies durch
gesellschaftliche Rollenzuschreibung (,Faulenzerdebatte”). Rituale
flllen diese Llcke.

- Wunderwelt Altershild und seine Ambivalenz...

- Zwischen der Innenwelt und der immer kleiner werdenden AulRenwelt
gibt es Grenzen, die durch individuelle Rituale verfestigt und immer
undurchlassiger werden.

...und das macht krank.
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= 5(plus .
Beschiftigungspakte Beschiéfdgungspakt

in den Regionen In Nordhessan

Bei LZA ist die psychische Belastung hoher als bei Berufstatigen:

- 57% geben einen Verlust von Entspannungsfahigkeit an

- 53% empfinden standigen Stress und Arger (Gratifikationskrise!)

- 50% erhalten so gut wie keine personliche Hilfe mehr

- 14% sind vdllig isoliert ...

(Kuhnert et.al./2007)

Herzrhythmusstérungen bei Frauen:

Erwerbstatige 9,2% LZA 19,8%

Depressionen bei Frauen

Erwerbstatige 17,8% LZA 38,8% (Faustregel: plus 100%)

...die allermeisten (!) Beeintrachtigungen verschwinde n nach der
Wiederaufnahme einer Beschaftigung...
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Beschaftigungspakte Mhlﬂ‘ur@pﬂk‘t

in den Regionen In Nordhessan

- Vertrauen in die Fahigkeiten des Einzelnen zur
Selbstgestaltung und zu seinem (zukunftig)
gelingenden Lebensmanagement haben

- den Eigen-Sinn (auch das ist Selbst-
Bewusstsein) des Gegenubers akzeptieren

- auf entmundigende Expertenurteile verzichten
- QOrientierung an der Lebenszukunft

- Perspektivenwechsel: Wann ging es Ihnen denn
eigentlich das letzte Mal richtig gut?

16



Perspektive

= 5(plus

Beschaftigungspakte
in den Regionen

Waldeck-
Frankenberg

Landkreis

Kassel

-

Kassel

Schwalm-Eder

|

Perspektive @

Beschifigungspakt
In Nordhessan

Werra-
MeilRner

17
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lus -
£ S(gel:s,c}llliifﬁgungspakte :r;::l:ﬂ‘"?p.kt

in den Regionen

Herzstlck: tragergestitztes Coaching- und
Qualifizierungszentrum (seit 2006) — eingebettet in einen
Tragerverbund und dessen ,tragende” Institutionen (Verbande)
mit Uber 20.000 angeschlossenen regionalen Unternehmen

+ Mitarbeiterinnen: 13 (,Kimmerer” und
,Jnternehmensversteher/innen®)

Beratungsschltssel: 1:50
Im Projekt: 6 Monate (kann verlangert werden)

Beratungstermine: individuell vereinbart, mindestens 3
Termine pro Monat

+ Teilnehmer/innen pro Jahr: 500

18



4 Perspektive Pe rS pe ktive @

= 5(plus .
¢ 7 Beschaftigungspakte Beschiéfdgungspakt
n

in den Regione:

In Nordhessan

Bewerbungstrainings

EDV

Kaufméannischer Bereich
Gewerblich-technischer Bereich
Hauswirtschatft

Staplerscheine

u.v. m.

+ + + + + + +

19
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4
- plus .
5235% ) Beschifigungspakt

ftigungspakte
in den Regionen In Nordhessan

+ Berufsfeldbezogene sprachliche Inteqgration

(SBI)

+ Erstellen eines individuellen sprachlichen und
berufsspezifischen Anforderungsprofils mit dem
Unternehmen

+ Praktische und sprachliche Anleitung im vorher
ausgewahlten Unternehmen

+ Sprachcoaching durch Berater im Betrieb

20
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4 Beschaftigungspakte Mhlﬂ‘"mpﬂm

in den Regionen In Nordhessan

= Netzwerkkoordinatoren in allen vier
Wirtschaftsforderungen des Paktes

= Aktive persdnliche Unternehmensansprache

= Newsletter 50plus als Beilage des IHK-Magazins

= Regelmalige Berichterstattung in den Medien

21
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= 5(plus

Beschiftigungspakte Beschiéfdgungspakt
n in Nordhessan

in den Regione:

(alle Integrationen sozialversicherungspflichtig)

Ergebnis Integrationen 2011: 1221 gesamt/ 344 Stadt Kassel
unbefristet/geférdert: 128/34

unbefristet/ohne Forderleistung: 537/165

befristet/gefdrdert: 82/20

befristet/ohne Forderleistung: 413/81

Forderquote: ca. 18%

Existenzgrindungen: 61/44
Arbeitnehmer/innen-Uberlassung (Zeitarbeit): 22%
Integrationsqualitat (u.a. Lohn-Niveau/Nachhaltigkeit) positiv

22
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Fraktion in der STADT KASSEL
Stadtverordnetenversammlung ~—7

KASSELER LINKE documenta-Stadt

Rathaus

34112 Kassel

Telefon 0561 787 3315

E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de

Vorlage Nr. 101.17.537 Kassel, 25. Juni 2012

Auswertung Modellprojekt "Birgerarbeit"

Anfrage

zur Uberweisung in den Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport

Wir fragen den Magistrat:

1
2.
3

o s

o~

10.
11.
12.
13.

14.
15.

. Sind zurzeit alle vorgesehenen 100 Birgerlnnenarbeitsplatze vergeben?

Wie viele Burgerarbeiterinnen sind mit 30 Stunden, wie viele mit 20 Stunden beschéftigt?

. Wie viele dieser Stellen sind jeweils bei stadtischen Tragern, wie viele bei Freien Tragern

angesiedelt?

Welchen Zeitraum umfassen die einzelnen Beschaftigungsverhaltnisse im Durchschnitt?
Erfolgt die Entlohnung der Birgerarbeiterinnen wie geplant nach TVOD 3?
(Beantwortung bitte fir Stadtische Betriebe und aul3erstadtische Betriebe.)

Wie viele Bedarfsgemeinschaften haben erganzend zur ,Blrgerarbeit* Transferleistungen
bezogen?

In welcher durchschnittlichen Hohe sind diese erganzenden Leistungen beziffert?

In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen stadtischen Mittel flr die
.Burgerarbeit* ausgeschopft worden?

In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen Mittel des Bundes fiir die
.Burgerarbeit* ausgeschopft worden?

In welcher Hohe wurden stadtische Mehrkosten im Gegenzug durch Minderausgaben durch
Fallsenkung bei den Leistungen fur Unterkunft und Heizung eingespart?

Wie viele Langzeitarbeitslose sind bisher durch ,Blrgerarbeit” in den

1. Arbeitsmarkt ,integriert” worden.

Gab es Sanktionen gegen fir die ,Burgerarbeit® aktivierten Arbeitslosen, die nicht in diesem
Bereich tatig wurden?

Gibt es ,Burgerarbeitsplatze®, aus denen regulare Arbeitsplatze entstehen werden?

Gibt es regulare Arbeitsplatze, die in ,Blrgerarbeitsplatze® umgewandelt wurden?

Gibt es eine Planung im Bezug auf die Fortfuhrung des Projektes ,Blrgerarbeit oder
anderer kommunaler Beschéaftigungsprogramme Uber das Jahr 2014 hinaus?

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert

gez. Norbert Domes
Fraktionsvorsitzender


mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de

Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 20. Juli 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales

Stadtverordneren Versa }

Kassel

e 14, AUG. 2012

Anfrage der Kasseler Linke vom 25. Juni
Vorlage Nr. 101.17.537
Auswertung des Modelprojektes ,Biirgerarbeit

14 —]

Wir Anfrage beantworten wir wie folget:

1. Frage:
Sind zurzeit alle vorgesehenen 100 Birgerinnenarbeitsplatze vergeben?

Antwort:
Alle 100 von der Stadt Kassel beantragten Platze sind vom Bundesverwaltungsamt
bewilligt, 96 Platze sind besetzt, 4 Platze befinden sich im Wiederbesetzungsverfahren.

2. Frage:
Wie viele Blirgerarbeiterinnen sind mit 30 Stunden, wie viele mit 20 Stunden beschaftigt?

Antwort:

Bei den 40 stadtischen Arbeitsplatzen sind 38 MA mit 30 Wochenstunden und 2 MA mit
20 Wochenstunden beschéftigt. Bei den Arbeitsplatzen der freien Trager sind aktuell 12
MA mit 20 Wochenstunden und 42 MA mit 30 Wochenstunden beschaftigt.

3. Frage:
Wie viele dieser Stellen sind jeweils bei stadtischen Tragern, wie viele bei Freien Tragemn
angesiedelt?

Antwort:
40 Stellen sind bei der Stadt Kassel und 60 Stellen bei freien Tragemn angesiedelt.

4. Frage:
Welchen Zeitraum umfassen die einzelnen Beschaftigungsverhaltnisse im Durchschnitt?

Antwort:

Der Bewilligungszeitraum fir die Biirgerarbeitsplatze betragt in der Regel bis maximal
drei Jahre. Die Stellen werden bei Eignung personengleich bis drei Jahre besetzt. wenn
zwischenzeitlich kein Arbeitsverhaltnis im ersten Arbeitsmarkt begriindet wird.

Bei einer dreuéhngen Férderung umfassen die einzelnen Beschaftigungsverhaltnisse in
der Regel ein Jahr.
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. Frage:
Erfolgt die Entlohnung der Burgerarbeiterinnen wie geplant nach TVOD 3?
(Beantwortung bitte flr Stadtische Betriebe und auferbetriebliche Betriebe.)

Antwort:

Das BMFAS hat mehrfach ausdricklich darauf hingewiesen, dass der TV6D und andere
Tarifvertrage flr das Projekt Burgerarbeit nicht angewendet werden missen. Von dieser
Regelung macht die Stadt allerdings keinen Gebrauch.

Bei der Stadt Kassel erfolgt in Abstimmung mit dem Personalrat die tarifgerechte
Eingruppierung der Biirgerarbeiter/innen in der Regel nach TVOD 3.

Auf die Eingruppierung und Festsetzung der Entlohnung bei freien Tragern haben die
Stadt sowie das Jobcenter grundsatzlich keinen Einfluss.

Die Entlohnung erfolgt aber tariflich oder ortstblich.

. Erage:
Wie viele Bedarfsgemeinschaften haben erganzend zur ,Blrgerarbeit’ Transferleistungen
bezogen?

Antwort:
17 Bedarfsgemeinschaften haben ergédnzende Transferleistungen nach dem SGB ||
bezogen.

. Frage:
In welcher durchschnittlichen Hohe sind diese erganzenden Leistungen beziffert?

Antwort:

Durchschnittlich betrug die Hohe der ergdnzenden Transferleistungen pro
Bedarfsgemeinschaft in 2011 ca. 230,00 € monatlich.

. Frage:
In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen stadtischen Mittel fur die
.Blrgerarbeit" ausgeschopft worden?

Antwort -50-;

Die Stadt hat 2011 fur Burgerarbeit aus stadtischen Eigenmitteln 221.000,00 €
ausgezahit. Mit dieser Summe konnte die erforderliche Kofinanzierung der stadtischen
Arbeitsplatze und der Arbeitsplatze bei freien Tragern sichergestellt werden.

Seite 2 von 4



9. Frage: _
In welcher Hohe sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen Mittel des Bundes fir die

,Blrgerarbeit” ausgeschopft worden?

Antwort:

Ab Beginn des Modellprojektes (15.04.2011) sind die im Haushalt 2011 vorgesehenen
Bundesmitte! fir 93 Personen, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten in das Programm
eingemindet sind, ausgeschopft worden.

(Zuschuss zum AG-Brutto von mtl. 1080 € aus Bundes- und ESF-Mitteln bei 30
Wochenarbeitsstunden; 720 € bei 20 Wochenstunden).

10. Frage:
In welcher Héhe wurden stadtische Mehrkosten im Gegenzug durch Minderausgaben

durch Fallsenkung bei den Leistungen fur Unterkunft und Heizung eingespart?

Antwort:

Durch die Absenkung der Fallzahlen und Wegfall der Hilfebedurftigkeit in Gber 80 % der
Falle wurden KdU-Leistungen in einem Gesamtbetrag von 101.218,00 € in 2011
eingespart.

11. Frage:
Wie viele Langzeitarbeitslose sind bisher durch ,Brgerarbeit' in den 1. Arbeitsmarkt

Jntegriert" worden?

Antwort:

630 Personen wurden fir das Modellprojekt ,Biirgerarbeit” in der ersten Phase
(sechsmonatige Aktivierungsphase) intensiv betreut und in ihren
Integrationsbemihungen unterstiitzt. Davon sind in diesem Zeitraum bereits 105 Frauen
und Ménner in den ersten Arbeitsmarkt integriert und 147 ,sonstige Abmeldungen®
(Wegfall Hilfebedurftigkeit, Wegzug) registriert worden.

Der Arbeitgeberservice des JC arbeitet kontinuierlich an der Integration der

Burgerarbeiter/innen in den 1. Arbeitsmarkt. Vor einer Vermittlung wird geprift, ob der/die

Burgerarbeiter/in von dem jeweiligen Beschéftigungstrager ibernommen werden kann.

Nach Aufnahme der Beschaftigungsphase sind derzeit zwei Biirgerarbeiter/innen in den
ersten Arbeitsmarkt integriert worden (Stand Juni 2012).

Zusétzlich werden in den sog. arbeitsfreien Zeiten QualifizierungsmaBnahmen
durchgefihrt.

12. Frage:
Gab es Sanktionen gegen fiir die .Burgerarbeit* aktivierten Arbeitslosen, die nicht in
diesem Bereich tatig wurden?

Antwort:

Im Rahmen der Informationsveranstaltungen wurde von Beginn an auf Freiwilligkeit
gesetzt. Nach der Zustimmung zur Teilnahme am Programm und verbindlicher
Vereinbarung hierliber, gab es in der Aktivierungsphase gemaB der gesetzlichen
Vorschriften auch Sanktionen, wenn diese Vereinbarungen nicht eingehalten wurden.
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13. Frage:
Gibt es ,Burgerarbeitsplatze®, aus denen reguldre Arbeitsplatze entstehen werden?

Antwort:

Die Forderung aus dem Programm endet arbeitsplatzbezogen im Laufe des Jahres 2014.
Insofern ist es fur Aussagen zur Umwandlung von Birgerarbeitsplatzen in regulére
Beschaftigung zu frah.

Nach jetzigem Kenntnisstand werden voraussichtlich rd, 10 % der Blrgerarbeitsplatze in
requlare Arbeitsplatze umgewandelt werden. Voraussetzung ist die dauerhafte Eignung
und Bewahrung der Blrgerarbeiter/innen.

14. Frage:
Gibt es reguldre Arbeitsplatze, die in ,Blrgerarbeitsplatze® umgewandelt wurden?

Antwort:
Nein; alle Antrage wurden intensiv und soweit vorhanden unter Beteiligung von Betriebs-
und Personalraten geprift. Es ist zu keiner Umwandiung gekommen.

15. Frage:
Gibt es eine Planung im Bezug auf die Fortfihrung des Projektes ,Birgerarbeit” oder
anderer Kommunaler Beschaftigungsprogramme tber das Jahr 2014 hinaus?

Antwort:
Bisher sind keine Planungen des BMAS bekannt. Kommunale Beschaftigungs-
programme aus originar kommunalen Mitteln sind nicht geplant.

Dr. Barthel
Stadtkdmmerer
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Vorlage Nr. 101.17.547 Kassel, 3. August 2012

MaRnahmen gegen Ubergewicht

Anfrage

zur Uberweisung in den Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport

Wir fragen den Magistrat:

1.

Wie hoch ist der Anteil der tbergewichtigen und adipésen Erwachsenen in Kassel aktuell
(getrennt nach Mannern und Frauen)?

Wie hoch ist der Anteil der tibergewichtigen und adiptsen Kindern und Jugendlichen in
Kassel aktuell (getrennt nach Jungen und Madchen)?

\_Nie haben sich die Zahlen fiur Kinder, Jugendliche und Erwachsene im Bereich
Ubergewicht bzw. Adipositas in den letzten 6 Jahren entwickelt (getrennt nach Méannern
und Frauen)?

Wie viele Erwachsene sind nach Kenntnis der Stadt an erndhrungsbedingten Krankheiten
erkrankt und an welchen?

Wie viele Kinder und Jugendliche sind nach Kenntnis der Stadt an ernahrungsbedingten

Krankheiten erkrankt und an welchen?

- Mit welchen Folgen fur die Entwicklung, korperliche und geistige Gesundheit im
Erwachsenenalter, Leistungsfahigkeit und Lebenserwartung?

Welche Kosten entstehen im Gesundheitssystem fir die Behandlung erndhrungsbedingter
Krankheiten?
- Wie ist die Kostenentwicklung seit dem Jahr 2006?

Welchen Zusammenhang sieht das Gesundheitsamt zwischen Fehlernédhrung und sozialem

Status?

- Welche MalRnahmen ergreift die Stadt Kassel um armutsbedingter Fehlerndhrung
vorzubeugen?

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Christine Hesse

gez. Gernot Ronz
Fraktionsvorsitzender
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Dr. Gabriele Oefner

Tel. 1003 1941
Stadtverordneten-Versammigng
Kassel
V- tng. 14 AUG. 2012 |

e [

Ausschuss fiir Soziales, Gesundheit und Sport 14.August 2012

TOP 4: MaRnahmen gegen Ubergewicht (Vorlagen-Nr. 101.17547)

1.) Wie hoch ist der Anteil der ibergewichtigen und adipésen Erwachsenen in Kassel
aktuell (getrennt nach Mannern und Frauen)?

Es gibt keine statistische Erhebung der Gewichtswerte der Kasseler Bevolkerung. Es
gibt allein die Schuleingangsuntersuchung, bei der das Gewicht der Kinder statistisch
erfasst wird.

Es gibt die bundesweite Studie des Robert Koch-Instituts zur

Gesundheit Erwachsener in Deutschland DEGS, diese Werte kénnen auf die
Bevélkerung von Kassel (bertragen werden. Erhebung 2008-2011.
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2.) Wie hoch ist der Anteil der Ubergewichtigen und adipésen Kinder und Jugendlichen in
Kassel aktuell (getrennt nach Jungen und Médchen)?

Zur Schuleingangsuntersuchung wird das Gewicht der Kinder bestimmt. Weltere
statistische Erhebungen fiir Kassel gibt es nicht. Hier kbnnen die Werte der Studie
des Robert Koch-Institutes auf die Kasseler Kinder und Jugendlichen (ibertragen
werden.

Zum Schuljahr 2012/2013 sind 6,8% der Kinder Gbergewichtig und 5,9% der Kinder
adipés. Eine Auswertung nach Geschlecht erfoigt nicht.

3.) Wie haben sich die Zahlen fir die Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen im Bereich
Ubergewicht bzw. Adipositas in den letzten 6 Jahren entwickelt (getrennt nach Manner und
Frauen)?

Es kann nur eine Aussage zu den Einschilem gemacht werden. 2006 waren 16% der
Kinder zur Schuleingangsuntersuchung (bergewichtig und adipds, 2012 sind es nur
13%. 87 % der Kinder sind normalgewichtig!

Es gibt keine jahrlichen Studien Gber die Gewichtsentwicklung anderer Altersgruppen.

Auswertung der KIGGS Studie des Robert Koch-Institutes 2006, die Werte der
nachsten Untersuchungswelle werden 2013 verdffentlicht.

Varbreitung von Ubergewicht nach Alcersgruppen und Geschlecht

24% -

20%
18.8 18.3

15.9 17.0 172

{ e | I
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B Madchen B Jungen
~~ Vargleichswerta aus den Jahren 18985 - 1988

4.) Wie viele Erwachsene sind nach Kenntnis der Stadt an emahrungsbedingten Krankheiten
erkrankt und an welchen?



Es liegen keine Stalistiken fr Kassel vor.

5.) Wie viele Kinder und Jugendliche sind nach Kenntnis der Stadt an ernahrungsbedingten
Krankheiten erkrankt und an welchen? Mit welchen Folgen fir die Entwicklung, kérperlich
und geistige Gesundheit im Erwachsenenalter, Leistungsfahigkeit und Lebenserwartung?

Es liegen keine Statistiken fur Kassel vor.

Neben diversen kérperlichen Beschwerden treten eine Reihe von Erkrankungen
haufig gemeinsam mit Adipositas auf. Auch wenn keine einfache urséchliche
Beziehung anzunehmen ist, weil diese Erkrankungen z.B. auch durch
Bewegungsmangel und vom Tabakkonsum beeinflusst werden, so geht man im
Rahmen eines multifaktoriellen Bedingungsmodells heute doch von einer besonderen
kausalen Bedeutung der Adipositas fur die Entstehung dieser Krankheiten aus. Das
Risiko, Folge- und Begleiterkrankungen zu entwickeln, steigt mit zunehmendem BMI.
Die wichtigsten und haufigsten Folgeerkrankungen sind: Bluthochdruck, koronare
Herzerkrankungen, Typ-2-Diabetes, Fettstoffwechselstérungen, Schlaganfall,
Schlafapnoe-Syndrom, Hyperurikdamie und Gicht, Gallenblasenerkrankungen,
Krebserkrankungen, orthopadische Komplikationen, psychosoziale Komplikationen.

Aus der Disseldorfer Obesity Mortality Study (1999) geht hervor, dass der

Mortalitatsindex (Verhdltnis der Mortalitat Ubergewichtiger zu aligemeinen Mortalitat)
mit wachsendem BMI ansteigt.

Standardisierter Mortalititsindex in Abhangigkeit vom BMI
Quelle: Dusseldorf Obesity Mortality Study,

3,0
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Montalitéisnaex

BMI 2532 I BMI 3é—4a
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Quelle: Heft 16 - Ubergewicht und Adipositas aus der Reihe ,Gesundheitsbericht-
erstattung des Bundes”



8.) Welche Kosten entstehen im Gesundheitssystem fir die Behandlung erndhrungs-

bedingter Krankheiten? Wie ist die Kostenentwicklung seit dem Jahr 20067

Tabelle: Gesundheitsausgaben in Deutschland als Anteil am BIP und in Mio. € (absolut und

je Einwohner). Gliederungsmerkmale: Jahre

Die Tabelle wurde am 11.08.2012 13:01 Uhr unter www.gbe-bund.

sabe

| | ®1995 | 2000 | 2005
'Gesundheitsausgaben l ;

b & | 158.65_1 186.947! 212.838
Anteil am BIPin % | 9,6 |
ot , | (.
Gesundlleitsausgnben

lje Biawokner in€ | 1.970 2.290‘ -2.590 )

2011

2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010
240.360 | 245.997| 254.230
2910  2.990 3.090'}

;
264.391 | 278.40i{ 287.293

3.220i

|

3.400|  3.510/

Ubergewicht und Adipositas werden nicht als Erkrankung im Gesundheitssystem codiert, die
Behandlung erfolgt fir die Folgekrankheiten, die durch Ubergewicht und Adipositas
ausgeldst oder verschlechtert werden. Es gibt keine Kostenaufstellung far Ubergewicht und
Adipositas. Durch die Zunahme ist jedoch auch eine Erhéhung am Kostenanteil des
Gesundheitssystems zu erwarten.
LErkrankungen, die durch Adipositas bedingt sind, schlagen mit 70 Milliarden Euro jahriich
zu Buche", sagte Stephan Bischoff, Direktor des Instituts fir Em&hrungsmedizin der
Universitat Hohenheim (2010).

7.) Welchen Zusammenhang sieht das Gesundheitsamt zwischen Fehlernahrung und

sozialem Status? Welche MaRnahmen ergreift die Stadt Kassel, um armutsbedingter Fehl-
Ernahrung vorzubeugen.

Der Zusammenhang zwischen Sozialstatus und Fehlemahrung wurde in der KIGGS
Studie nachgewiesen.



Ergebnisse: Haufigkeit von Adipositas KIGGS)

nach Sozialstatus ;
b

24%

36J 7-10J 11-13J 14-17J
w  Niedig mitte] hoch

Kinder aus Familien mit niedrigerem Sozialstatus sind haufiger von
Adipositas betroffen.

Ubergewicht ist abhangig und wird beeinflusst u.a. von der genetischen Veranlagung,
der Energiebilanz, die im Wesentlichen durch das Ernahrungs- und
Bewegungsverhalten bestimmt ist, von Verhaltensparametem, Erziehungsregeln und
-normen, Vorbildverhalten, Sozialstatus und medikamentdser Therapie.

Es werden erhebliche Anstrengungen in Zusammenarbeit der Amtern -53-, -51-, 40-
und -50- sowie auBerstadtischen Akteuren betrieben, um in Gemeinschaftseinrich-
tungen fur Kinder und Jugendliche (Kitas und Schulen) eine gesunde Ernahrung und
Bewegung zu férdern ( gemeinsames Frihstlck, Mittagsangebot sicher stellen
besonders flr sozial benachteiligte Kinder, Kochen mit Eltern, Sondertage zu
Gesundheit, Bewegungsférderung) unter Einbeziehung der Eltern. Angebot der
Kasseler Tafel Lebensmittel preiswert zu erwerben. Das Kochangebot der Kasseler
Tafel wurde mangels Teillnahme nicht fortgesetzt.

Dr. Karin Muller
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Vorlage Nr. 101.17.554 Kassel, 9. August 2012

Stromkosten im Regelsatz

Anfrage

zur Uberweisung in den Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport

Wir fragen den Magistrat:

1.

2.

Wie viele Menschen sind nach Kenntnis des Jobcenters und des Sozialamtes nicht in
der Lage, ihre Stromkosten aus dem Regelsatz zu bezahlen?

Von wie vielen Bedarfsgemeinschaften haben Jobcenter und Sozialamt Kenntnis,
denen der Strom aufgrund nicht gezahlter Rechnungen abgestellt wurde?

Welche MalRnahmen zur Unterstiitzung dieser Bedarfsgemeinschaften werden bei
Jobcenter und Sozialamt unternommen?

Gibt es Informationen zu geplanten Anpassungen des Regelsatzes aufgrund
gestiegener Energiekosten?

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert

gez. Norbert Domes
Fraktionsvorsitzender
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Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 20. August 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales ‘
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Anfrage der Kasseler Linke vom 9. August 2012 Eing,

Vorlage Nr. 101.17.554 18 SEP. 2012
Stromkosten im Regelsatz

Die Anfrage beantworten wir wie folgt:

1. Frage:
Wie viele Menschen sind nach Kenntnis des Jobcenters und des Sozialamtes nicht in der
Lage, ihre Stromkosten aus dem Regelsatz zu bezahlen?

ntwort:
Im Jobcenter/Sozialamt ist nicht bekannt, wie viele Menschen ihre Stromkosten aus dem
Regelsatz nicht abdecken konnen. Es ist jedoch festzustellen, dass die Zahl der
gestellten Antrage auf Ubernahme der Energieschulden in den Jahren 2009 bis 2012
(1. Halbjahr) sukzessive leicht riicklaufig ist (siehe Tabelle unter Nr. 2).

2. Frage:
Von wie vielen Bedarfsgemeinschaften haben Jobcenter und Sozialamt Kenntnis, denen
der Strom aufgrund nicht gezahlter Rechnungen abgestelit wurde?

Antwort:
In folgendem Umfang wurden Antrage auf Ubernahme von Energieschulden gestelit und
wurden Energieliefersperren bekannt:

Die Erfahrung in der Praxis zeigt, dass sich eine Unterbrechung der Energieversorgung
durch rechtzeitige Antragstellung und Intervention bei dem jeweiligen Stromversorger
grundsatzlich vermeiden Iasst. Die zeitnahe Mitteilung und die Mitwirkung des Kunden ist
jedoch Voraussetzung fir eine rechtzeitige Intervention (néheres dazu unter Nr. 3).
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3. Frage:
Welche MafRnahmen zur Unterstitzung dieser Bedarfsgemeinschaften werden bei

Jobcenter und Sozialamt unternommen?

Antwort:

Das Jobcenter/Sozialamt unterstitzt die Leistungsberechtigten dabei, die Unterbrechung
der Energieversorgung und den Aufbau von Schulden im Zusammenhang mit
Energierlickstanden zu vermeiden,

Den Leistungsberechtigen obliegt es allerdings, sich in eigener Verantwortung um eine
Schuldentilgung zu bemihen. Daher wird seitens des Jobcenters/Sozialamtes in den
Beratungen dringend dazu geraten, sich frihzeitig - spatestens bei Erhalt der ersten
Mahnung - mit dem Energieversorger in Verbindung zu setzen, um eine Regelung zu
treffen, mit der die Unterbrechung der Energieversorgung vermieden werden kann.

Auch in den Féllen, in denen es bereits zu einer Unterbrechung der Energieversorgung
gekommen ist, werden die Leistungsberechtigten aufgefordert, sich zunéchst mit dem
Energieversorger in Verbindung zu setzen, um die Méglichkeiten der Wiederherstellung
der Energieversorgung und der Schuldentilgung zu erértern. Mit dem Angebot einer
Sofortzahlung bzw. einer angemessenen Ratenzahlung kénnen die
Leistungsberechtigten den Rlickzahlungswillen signalisieren. Sofern eine
Ratenzahlungsvereinbarung getroffen wurde, kann das Jobcenter/Sozialamt die Betrage
aus dem Arbeitslosengeld Il / der Sozialhilfe abzweigen und an den Energieversorger
(Uberweisen (vgl. auch § 22 Absatz 7 Satz 3 Nummer 2 SGB |I).

Im Ausnahmefall kénnen riicksténdige Stromkosten darlehensweise ibernommen
werden.

Gemal § 19 Absatz 2 Satz 1 StromGVV ist der Stromversorger bei der Nichterfullung der
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung grundsatzlich berechtigt, die Grundversorgung vier
Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen. Dies gilt nach Satz 2 jedoch nicht,
wenn die Folgen der Unterbrechung in keinem Verhéltnis zur Schwere der
Zuwiderhandlungen stehen oder wenn der Leistungsberechtigte darlegt, dass
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. Die
Beachtung des o.g. Verfahrens und die damit einhergehende - durch das
Jobcenter/Sozialamt unterstiitzte - Zahlungsaussicht flhrt in der Regel dazu, dass der
Unterbrechung der Energieversorgung die rechtliche Grundlage entzogen wird.

Von dem Jobcenter/Sozialamt wird ferner geprift, ob die Energieschulden nur einen Teil

einer groReren Gesamtverschuldung darstellen. Ist dies der Fall, besteht die Maglichkeit,
die Betroffenen durch Schuldnerberatung zu unterstitzen.
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4. Frage:
Gibt es Informationen zu geplanten Anpassungen des Regelsatzes aufgrund gestiegener
Energiekosten?

Antwort:
Ob unter Beriicksichtigung gestiegener Energiekosten eine Anpassung des Regelsatzes
geplant ist, ist nicht bekannt.

Nach § 20 Absatz 5 SGB |l werden die Regelbedarfe nach den Absétzen 2 bis 4 des § 20
SGB Il sowie nach § 23 Nummer 1 SGB |l jeweils zum 1. Januar eines Jahres
entsprechend § 28a SGB Xl in Verbindung mit der Verordnung nach § 40 Satz 1
Nummer 1 SGB Xl angepasst. Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales gibt
jeweils spatestens zum 1. November eines Kalenderjahres die Hohe der Regelbedarfe,
die fur die folgenden zwoIf Monate maflgebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.

Dr. Barthel
Stadtkdmmerer
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Stadtverordnetenversammlung
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Telefon 0561 787 3315

E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de

Vorlage Nr. 101.17.556 Kassel, 13. August 2012

Beirat des Jobcenters starken

Antrag

zur Uberweisung in den Ausschuss fiir Soziales, Gesundheit und Sport

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Die Zusammensetzung des Jobcenterbeirates wird um 2 Vertreterinnen der
Erwerbslosen(initiativen) erweitert.

Diese erhalten Initiativ- und Vorschlagsrecht im Beirat.

2. Zur Verbesserung der Transparenz wird ein lokales Internetportal des Beirates
eingerichtet, welches allen Interessierten die Arbeit, Zusammensetzung und
Entscheidungen des Beirates 6ffentlich zuganglich macht.

Dieses ist auch per Link tber die Internetseite des Jobcenters zu erreichen.

3. Die Sitzungen des Beirates sind in Zukunft 6ffentlich, die Sitzungsprotokolle werden
online verdéffentlicht.

4. Einmal im Jahr erfolgt eine miindliche und schriftliche Vorstellung der Arbeit des
Beirates im Sozialausschuss.

Begriindung:

Laut den Antworten auf eine Anfrage der Kasseler Linken im Ausschuss flir Soziales, Gesundheit
und Sport betreibt der Beirat des Jobcenters keine eigene Presse- und Offentlichkeitsarbeit, was
sich durch mangelnde Transparenz auswirkt.

Weder sind Protokolle einzusehen, noch sind Informationen zur Arbeit des Beirates fir
Interessierte zuganglich.

Durch die fehlende Einbindung der Erwerbslosen als Expertinnen fehlt au3erdem jegliche
Mitsprachemaoglichkeit der direkt ,Betroffenen®.

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Axel Selbert

gez. Norbert Domes
Fraktionsvorsitzender
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Vorlage Nr. 101.17.570 Kassel, 20. August 2012

Situation somalischer Flichtlingsfamilien in Kassel

Anfrage

zur Uberweisung in den Ausschuss fiir Soziales, Gesundheit und Sport

Mit Schreiben vom 28.06.2012 hat sich der Caritasverband Nordhessen-Kassel e.V. an die
Fraktionsvorsitzenden gewandt mit einem Anschreiben ,Zur Situation somalischer Familien in
Kassel aus Sicht der Migrationsberatungsstelle des Caritasverbandes Nordhessen-Kassel e.V*.
Aus Sicht des Caritasverbandes ergeben sich in Anbetracht der von den Sozialberatern
getroffenen Feststellungen verschiedene Notwendigkeiten bezuglich Wohnraum, Bildung und
Alltagsbewaltigung, die in der gegenwartigen Situation nur unzureichend besorgt werden kénnen.

Wir fragen den Magistrat, ob und in welcher Weise er dazu bereit und in der Lage ist,
dem Anliegen des Caritasverbandes nachzukommen?

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert

gez. Kai Boeddinghaus
Stellv. Fraktionsvorsitzender
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Vorlage Nr. 101.17.579 Kassel, 20. August 2012

Leistungen fur Asylbewerber

Anfrage

zur Uberweisung in den Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport

Wir fragen den Magistrat:

1. Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bundesverfassungsgerichts nach einem
menschenwdirdigen Leben fir Kassel?

2. Wie bewertet der Magistrat die Situation der Flichtlinge in Kassel?
3. Wie hat der Magistrat die Flichtlinge tGber das Urteil informiert?

4. Wie werden in Kassel die 336€ an die Flichtlinge ausgezahlt?

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Anja Lipschik

gez. Gernot Rénz
Fraktionsvorsitzender
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Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 6. September 2012
Dezernat fiir Finanzen, Beteiligungen und Soziales

Stadwemrr:ne?en-‘.'ersammrung

fng. 1 8. SEP. 212

Anfrage der Fraktion Biindnis 90 / Die Griinen vom 20.08.2012
Vorlage Nr. 101.17.579 /
|

Leistungen fiir Asylbewerber

Die Anfrage beantworten wir wie folgt:

1. Frage:
Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes nach einem menschen-
wirdigen Leben fur Kassel?

Die Fluchtlinge/Asylbewerber/innen werden durch das Urteil des BVerfG und die Neuregelung
der Regelleistungen finanziell besser gestellt und kénnen am Leben der Gemeinschaft in unse-
rer Stadt in groRerem Umfang partizipieren.

Aufgrund der Erhdhung der Leistungen fur Berechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
entstehen der Stadt Kassel ab 2013 jahrlich Mehrkosten von 355.000 € (fur 2012 ca. 148.000
€). Da das Land Hessen nur fur bestimmte Flichtlinge und zeitlich befristet eine pauschale
Kostenerstattung leistet, erhoht sich der ungedeckte Aufwand erheblich.

2. Frage:
Wie bewertet der Magistrat die Situation der Flichtlinge in Kassel?

Antwort:

Die Situation der Fluchtlinge in der Stadt Kassel ist nach Auffassung des Magistrates weitge-
hend unproblematisch und durch ein friedvolles Zusammenleben gepragt.

Die Wohn-Situation der Fliichtlinge ist angespannt. Unsere Gemeinschaftsunterkunft ist voll-
standig belegt. Zugewiesene Asylbewerber missen im Einzelfall in Hotels ausweichen bzw. es
werden fur sie Wohnungen angemietet. Die finanzielle Situation hat sich durch das Urteil ver-
bessert. Die Beratungssituation ist gleichbleibend gut. Flichtiinge in Kassel werden durch eine
Vielzahl von Institutionen beraten.

3. Frage:
Wie hat der Magistrat die Fluchtlinge ber das Urteil informiert?

Antwort:

Die Informationen Uber das Urteil, wichtiger Giber den Beginn der Umsetzung, waren vielfaltig.
Sie erfolgten in der Regel durch unsere Sachbearbeitungen und die Beratungsstellen von Cari-
tas, Diakonischem Werk usw.; in Einzelfillen auch schriftlich.



4. Frage:
Wie werden in Kassel die 336 € an die Flachtiinge ausgezahit?

Antwort:

Der ab 1. August 2012 glitige Regelbedarf fur Alleinstehende und Alleinerziehende betragt mtl.

346 €. Dieser Betrag teilt sich auf in:

a. Leistungen zur Deckung des physischen Existenzminimums (212 €) und

b. Leistungen zur Deckung des soziokulturellen Existenzminimums, dem ehemaligen Ta-
schengeld (134 €).

Die Leistungen zu a. kdnnen als Sachleistung gewahrt werden. So z.B. in Bayern zu 100 %

verfahren. In Kassel werden die Leistungen als Geldleistung gewahrt.

r.
Stadtkammerer
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Stadtverordnetenversammlung STADTI Y KASSEL
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Vorlage Nr. 101.17.601 Kassel, 6. September 2012

Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren

Gemeinsamer Antraq

zur Uberweisung in den Ausschuss fir Soziales, Gesundheit und Sport

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:
Der Magistrat wird beauftragt, die neue Konzeption zur Seniorenarbeit im Stadtteil

Niederzwehren in einer der ndchsten Sitzungen des Ausschusses fiir Soziales,
Gesundheit und Sport vorzustellen.

Begriindung:

Mit der Kiindigung des bisherigen Tragers AWO wurde mit Mitwirkung der Akteure im Stadtteil ein
neues Konzept der Seniorenbetreuung diskutiert und gefunden.

Die Seniorenarbeit soll in einer anderen Form weitergefiihrt werden.

Hier bittet der Ausschuss um Berichterstattung.

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Monika Sprafke

Uwe Frankenberger MdL Gernot Ronz
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Griine



	Dokumente
	Einladung 18.09.2012 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport  (exportiert: 11.09.2012)
	Öffentliche Niederschrift 18.09.2012 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport  (exportiert: 05.10.2012)
	Zur Tagesordnung


	Tagesordnungspunkte
	I. Tagesordnung
	1. Projekt 50 Plus
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 25.06.2012
Bericht des Magistrats
101.17.439
	Bericht des Magistrats zum Projekt 50pus (exportiert: 28.09.2012)

	2. Auswertung Modellprojekt "Bürgerarbeit" 101.17.537
	Anfrage Fraktion Kasseler Linke 101.17.537 - Auswertung Modellprojekt "Bürgerarbeit" (aktualisiert: 20.08.2012)
	Antwort des Magistrats (exportiert: 28.09.2012)


	3. Maßnahmen gegen Übergewicht 101.17.547
	Anfrage Fraktion B90/Grüne 101.17.547 - Maßnahmen gegen Übergewicht (aktualisiert: 20.08.2012)
	Antwort des Magistrats (exportiert: 28.09.2012)


	4. Stromkosten im Regelsatz 101.17.554
	Anfrage Fraktion Kasseler Linke 101.17.554 - Stromkosten im Regelsatz (aktualisiert: 11.09.2012)
	Antwort des Magisrats (exportiert: 28.09.2012)


	5. Beirat des Jobcenters stärken 101.17.556
	Antrag Fraktion Kasseler Linke 101.17.556 - Beirat des Jobcenters stärken (aktualisiert: 20.02.2013)

	6. Situation somalischer Flüchtlingsfamilien in Kassel 101.17.570
	Anfrage Fraktion Kasseler Linke 101.17.570 - Situation somalischer Flüchtlingsfamilien in Kassel (aktualisiert: 24.09.2012)

	7. Leistungen für Asylbewerber 101.17.579
	Anfrage Fraktion B90/Grüne 101.17.579 - Leistungen für Asylbewerber (exportiert: 11.09.2012)
	Antwort des Magistrats (exportiert: 28.09.2012)


	8. Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren 101.17.601
	Gemeinsamer Antrag von Fraktionen 101.17.601 - Altenarbeit im Stadtteilzentrum Niederzwehren (exportiert: 19.09.2012)




